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In dem Rechtsstreit

des Kaufmanns Ewald B m
Klägersj. Berufungsbeklagten 
und Revisionsklägers*

- ProzeßbeVollmachtigter; Rechtsanwalt Dr..

gegen

die Stadtgemeinde R i n  s 1 a k e n« vertreten durch den 
Rat der Stadt *

Beklagtes Berufungsklägerin 
und Revisionsbeklagte*

- Prozeßbevollmäehtigter s Rechtsanwalt H U M

hat der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 4-.. Juli 1957 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Br, Pagendarm* Dr e Weber* Dr, Kreft*
Br■ Wolany und Br« Hußla

für Recht erkannte

Äuf die Revision des Klägers wird das Teilur­
teil des lo Zivilsenats des Oberlandesgerichts in 
Büsseldorf vom 2» Pebruar 1956 aufgehobeno

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung - auch über die Kosten der Revi­
sion - an das Berufungsgericht zurückverwiesen»

Von Rechts wegen



Auf dem-.vom Kläger im Verlaufe dieses Rechtsstreits 
veräußerten Grundstück in Dinslaken? H^BPstraße PP? stand 
ein Haus, das im März 1945 "bei einem Bombenangriff beschä­
digt und im November 1945 im Aufträge der Beklagten aus bau­
polizeilichen Sicherheitsgründen abgebrochen wurde. Der Klä­
ger behauptet? daß die allein durch Brand entstandenen Be­
schädigungen des Hauses dessen Standfestigkeit nicht beein­
trächtigt hätten«'Er wirft den Beamten der Beklagten vor? 
sie hätten pflichtwidrig unterlassen? das Vorliegen einer 
polizeilichen Gefahr zu prüfen« Er habe erst 1951 erfahren? 
daß die Militärregierung den Abbruch nicht angeordnet habe« 
Wegen des ihm entstandenen Schadens nimmt der Kläger - aus 
Amtshaftung? hilfsweise aus "Aufopferung” - die Beklagte 
in Ansprucho Er hat beantragt? diese zu verurteilen? ihm 
allen nach Einholung eines Sachverständigengutachtens vom 
Gericht festzustellenden Schaden zu ersetzen, der ihm da­
durch entstanden sei? daß die Beklagte sein Haus H ^ p -  
straße P P  in Dinslaken eingerissen habe *

Die Beklagte hat um Klageabweisung gebeten. Sie bestrei­
tet ein amtspflichtwidriges Vorgehen ihrer Beamten, Das Haus 
des Klägers sei bald nach dem Bombenangriff von zwei Archi­
tekten besichtigt und als abbruchsreif bezeichnet worden.
Ein etwaiger Schadensersatzanspruch sei im übrigen auch ver­
jährt und verwirkt? weil der Kläger 1946 einen Enttrümme­
rungsvertrag abgeschlossen habe? ohne seine jetzt erhobenen 
Ansprüche zu erwähnen. Auf die Einrede der Verjährung habe 
sie nicht verzichtet. Auch habe der Kläger gegen den Abbruch 
nichts unternommen. Schließlich wendet sich die Beklagte gegen 
die Zulässigkeit des Rechtsweges? weil es sich um einen 
Kriegssachschaden handele ? und bestreitet die Aktivlegitima­
tion des Klägers sowie ihre Passivlegitimation,

Das Landgericht hat den Anspruch dem Grunde nach für ge-



rechtfertigt erklärte Das Berufungsgericht hat durch das 
angefochtene Teilurteil die Klage insoweit abgewiesen, als 
mit ihr nicht Ersatz des Wertes der hei dem Abbruch ange­
fallenen Materialien verlangt wird. Mit der Revision er­
strebt der Kläger Wiederherstellung des 
Urteils, Die Beklagte bittet um Zurückw

landgerichtliehen 
isung der Revision

Ent seheidungsgrUndei

l -  . ■

Das Berufungsgericht hat die Zulässigkeit des Rechts­
weges mit Recht bejaht. Der Kläger macht nicht den Schaden 
geltend, der schon durch die Bombenbeschädigung herbeige­
führt worden ist., sondern verlangt nur dafür eine Entschä-, 
digung, daß im November 1945 das stehen gebliebene Mauer­
werk abgerissen und die Kellerdeeke zerstört worden ist. 
Insoweit handelt es sich also nibht um den im März 1945 
entstandenen ’’Kriegssachschaden'ü sondern nur um den Scha­
den, der darüber hinausgeht.

Auch die Legitimation der Parteien für diesen Rechts­
streit hat der Berufungsrichter mit Recht bejaht« Da der 
Kläger das Grundstück unstreitig erst nach Eintritt der 
Rechtshängigkeit veräußert hat, hat diese Veräußerung auf 
den Prozeß keinen Einfluß (§ 265 Abs 2 Satz 1 ZPO), Die Ab­
bruchsaktion von Ende 1945/Anfang 1946, in deren Verlauf 
auch das Haus des Klägers abgebrochen worden ist, hat un­
streitig die Baupolizei,der Beklagten geleitet, die immer 
ein Teil der Verwaltung der Beklagten geblieben ist. Daraus 
ergibt sich die Haftung der Beklagten aus Art 131 Weim Verfo 
Die Beklagte behauptet nicht, daß der Eingriff einer anderen 
Körperschaft als ihr selbst zugute gekommen seio Daraus er­
gibt sich ihre Passivlegitimation hinsichtlich des Anspruchs 
auf eine angemessene Entschädigung unter dem Gesichtspunkt 
des enteignungsgleichen Eingriffs-.
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Io) Das Berufungsgericht hat nicht geprüft« ob die 
Voraussetzungen einer Haftung nach § 839 BGB erfüllt sind, 
sondern hat den Schadensersatzanspruch schon deshalb al$- 
unbegründet angesehen, weil er verjährt sei und die Beklagte 
auf die Erhebung der Einrede der Verjährung nicht verzichtet 
habe, Bas Vorliegen der Verjährung hat das Berufungsgericht 
damit begründet, daß der Kläger bereits im November 1943 
’’sowohl das schadenbringende Ereignis des Hausabbruchs als 
auch die Schädigerin” gekannt habe. Sein Vorbringen? daß 
er auf Grund wiederholter Hinweise der Beklagten der Auf­
fassung gewesen sei, daß der Abbruch von der Militärregie­
rung angeordnet worden sei,und daß er erst 1951 erfahren 
habe, daß sein Haus weder von der Militärregierung zum Abbruch 
vorgesehen worden sei noch in der von der Beklagten selbst 
aufgestellten Liste der einsturzgefährdeten Häuser enthal­
ten gewesen sei, hält das Berufungsgericht für unerheblich, 
weil es für den Beginn der Verjährungsfrist nur auf die 
Kenntnis der ’’unmittelbaren Schädigerin” ankomme9

Biese Auslegung des § 852 Abs 1 BGB verstößt gegen 
das Gesetz« Bie .Vorschrift spiicht^nicht von dem ’’Schädiger”, 
sondern von der ’’Person des Ersatzpflichtigen” o Bie ’’Er­
satzpflicht” hängt aber nach § 839 BGB nicht lediglich 
von dem objektiven Umstand der Verursachung eines Scha­
dens ab, sondern setzt eine ”schuldhafte Amtspflichtver­
letzung” voraus> Beshalb beginnt die Verjährungsfrist 
nach dieser Vorschrift erst dann zu laufen, wenn der Ge­
schädigte weiß, daß die Amtshandlung widerrechtlich und 
schuldhaft war und deshalb eine zum Schadensersatz ver-r 
pflichtende Amtspflichtverletzung darstellt (vgl BGZ 168,
220), wie schon allgemein bei Ansprüchen, die auf eine 
Verschuldenshaftung gestützt werden, zu fordern ist, daß 
das Wissen des Verletzten von der ’’Person des Ersatzpflich­
tigen” auch ’’die Kenntnis von einem schuldhaften Verhalten,
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das den Schaden verursacht haben kann, umfassen1’ muß 
(vgl Staudinger 2 A e zu § 852 mit weiteren Nachweisen),
Die Verjährung soll nach dem Grundgedanken des § 852 Abs 1 
BGB beginnen, wenn der Verletzte so viel an Tatsachen weiß, 
daß ihm eine Klageerhebung zuzhmuten ist«. Das setzt vor­
aus, daß bei einer verständigen Würdigung auf Grund der 
vom Kläger vorgetragenen Tatsachen mit einem Erfolg seiner 
Klage gerechnet werden kann *

Wenn es im vorliegenden Falle so war, wie es der Klä­
ger behauptet, nämlich daß er auf Grund eigener Hinweise 
der Beklagten bis 1951 davon ausgegangen sei, daß der Ab­
bruch seines Hauses auf eine unmittelbar sein Haus betref­
fende Anordnung der Militärregierung zu. rück zu führen sei, 
dann hat er. keine hinreichende Kenntnis davon gehabt, daß 
die Beklagte ersatzpflichtig sei; denn beim Vorliegen ei­
ner derartigen Anordnung der Militärregierung wäre, wenn 
nicht schon die Bechtswidrigkeit, so doch auf alle Fälle 
ein Verschulden des diesen Befehl ausfuhrenden Beamten zu 
verneinen geweseno

Im Gegensatz zu der Meinung des Berufungsgerichts 
kommt es also auf das hier interessierende Schutzvorbrin­
gen des Klägers an*

Da es sich hierbei um Tatfragen handelt, muß die Sache 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen werden. Auch die an­
deren Umstände, die nach dem Vortrag der Beklagten dem er­
hobenen Schadensersatzanspruch entgegenstehen könnten 
(mangelndes Verschulden der Beamten, Untätigkeit des Klä­
gers gegenüber dem Abbruch, Verwirkung), setzen eine Prü­
fung, der tatsächlichen Verhältnisse voraus, bevor über 
ihre Bechtserheblichkeit im vorliegenden Streit entschie­
den werden kann, so daß eine Aufrechterhaltung der ange­
fochtenen Entscheidung auch auf Grund des § 563 ZPO nicht 
möglich ist,



Darauf? ob die Verjährung eingetreten sei? käme es 
zwar nicht an, wenn feststünde? daß die Beklagte auf die 
Erhebung der Verjährungseinrede verzichtet habe; aber das 
Berufungsgericht ist auf Grund seiner Beweiserhebung und 
-Würdigung zu der Feststellung gelangt* daß ein Verzicht 
nicht erklärt worden sei.- Bas Revisionsgericht ist nicht 
in der Lage* von sich aus die hier interessierende Tatfrage 
anders zu beurteilen. Davon geht auch die Revision selbst 
aus* so daß von einer Stellungnahme zu den vom Berufungs­
gericht in diesem Zusammenhang angestellten Erwägungen Ab­
stand genommen werden kannt hingewiesen sei allein darauf? 
daß ein Verzieht auf die Verjährungseinrede im Gegensatz 
zu der Meinung des Berufungsgerichts recht wohl zu den Ge­
schäften der "laufenden Verwaltung” zu zählen wäre.

2o) Den in zweiter Linie geltend gemachten Anspruch 
auf eine angemessene Entschädigung wegen eines enteignungs­
gleichen Eingriffs hat das Berufungsgericht deshalb für 
unbegründet angesehen2 weil ein solcher Anspruch nur dann 
gegeben wäre, wenn die "Maßnahme für den Fall der Recht- 
mäßigkeit ein Tatbestand der Enteignung gewesen wäre und 
dem Kläger ein Sonderopfer im Interesse der Allgemeinheit 
auferlegt hätte’1 0 Daran fehle es aber; "denn der Hausabbruch 
sei nicht erfolgt, um Baustoffe zu gewinnen? sondern wegen 
der von der Beklagten befürchteten Einsturzgefahr".

Auch mit dieser Entscheidung hat das Berufungsgericht 
das Gesetz verletzt. Es geht zwar von einem richtigen Rechts­
satz aus, aber die Annahme? daß im vorliegenden Fall die 
Entschädigungsvoraussetzungen nicht gegeben seien? läßt 
sich mit den Erwägungen des angefochtenen Urteils nicht 
rechtfertigen. Daß eine Entschädigung unter dem hier be­
handelten Gesichtspunkt eine "Inanspruchnahme zur Gewin­
nung von Baumaterial" voraussetzen würde? trifft nicht zu. 
Vielmehr stellen auch polizeiliche Maßnahmen? wenn sie wegen 
einer nur "befürchteten”? in Wirklichkeit, aber gar nicht



vorliegenden Einsturzgefahr vorgenommen werden, einen 
’’enteignungsgleichen Eingriff” dar a Wenn sie nämlich ob­
jektiv unberechtigt sind, sind sie rechtswidrige mag auch

Gefahr ausgegangen sein; sie losen eine Entschädigungs-
Pflicht aus, weil sie der von der Maßnahme betroffenen 
Person offensichtlich ein "Sonderopfer” gegenüber anderen 
Bürgern in der gleichen Lage auferlegt haben und für den 
Pall ihrer rechtlichen Zulässigkeit nicht als polizeiliche 
Maßnahme, sondern nur als ’’Enteignung1’ charakterisiert wer­
den könnten (vgl auch Urt des erkennenden Senats vom 8, 
April 1954 - III ZE 41/53 N J W 54, 1160, LIhd-Möhr 11 zu 
§ 75 Einl Pr Allg Landrecht)- Die hier behandelte Entschä­
digung folgt aus dem Eingriff in das Eigentum; dieses bedeu 
tet das Herrschaftsrecht über eine Sache, nicht die Sache 
selbst, Ein Eigentumseingriff ist deshalb schon dann gege­
ben, wenn ein Bau zerstört wird; daß die Behörde auch das 
Material an sich nehmen müßte, ist nicht erforderlich.

Auch insoweit hängt die Entscheidung von der zwischen 
den Parteien strittigen Tatfrage, ob der Zustand des Hau­
ses so gewesen sei, daß ein Abbruch aus polizeilichen Grün­
den erforderlich gewesen sei, ab„

der handelnde Beamte vom Vorliegen einer polizeilichen



Deshalb muß die Sache im vollen Umfang an das Beru­
fungsgericht zurückverwiesen werden. Dem Berufungsgericht 
wird auch die Entscheidung über die Kosten der Bevision 
überlassen <,

Dr» Pagendarm Dr* Weber Di. Kreft
Wolany Bundesrichter Dr. Hußla

ist beurlaubt und ortsab­
wesend* er ist an der Lei­
stung der Unterschrift ver­
hindert o

Dro Pagendarm


